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MÜNDLICHE ANFRAGE H-0785/03
für die Fragestunde während der Dezember-Tagung 2003
gemäß Artikel 43 der Geschäftsordnung
von Efstratios Korakas
an den Rat

Betrifft:Menschenrechtssituation in den baltischen Ländern

Der Kommissionspräsident hat in einem Antwortschreiben auf die Frage eines Abgeordneten erklärt, 
er unterstütze vorbehaltlos die Äußerung von Kommissar Verheugen in Bezug auf die nicht 
hinnehmbare Behandlung der russischsprachigen Minderheiten durch die Regierungen Lettlands und 
Estlands und sei der Auffassung, das Verbot einer kommunistischen Partei in einem Beitrittsland sei 
keinesfalls Grund zu besonderer Besorgnis oder Anlass zu Kritik im Rahmen der politischen 
Kriterien.

Die Meinungsfreiheit sowie die freie und ungehinderte Tätigkeit der politischen Parteien stellen 
Grundrechte der Bürger dar, die in der Europäischen Menschenrechtskonvention niedergelegt sind 
(und die angeblich grundlegende Prinzipien der Europäischen Union sind). Zudem werden die 
Beitrittsländer durch derartige Äußerungen ermutigt, ihre antidemokratischen Praktiken 
beizubehalten. Stimmt der Rat den Positionen von Herrn Prodi und Herrn Verheugen im Hinblick auf 
das Verbot kommunistischer Parteien zu, und billigt er, was in den baltischen Ländern geschieht? 
Wenn nicht, welche Initiativen wird er ergreifen, damit die Meinungsfreiheit aller politischen 
Anschauungen und die legale Tätigkeit aller politischen Parteien auch in den Beitrittsländern gestattet 
wird und damit die Verfolgungen ein Ende haben und Bürgern dieser Länder aus politischen Gründen, 
oder weil sie einer Minderheit angehören, nicht mehr die politischen Rechte aberkannt werden?
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